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Amts⸗ 


Blatt 


der Königlichen Regierung zu Marienwerder. 


— 


Verordnungen und Bekanntmachungen der 
Central⸗ Behörden. 
1 Bekanntmachung 
wegen Ausreichung der neuen Zinscoupons Serie IX. 
zu den Kurmärkiſchen Schulvverſchreibungen. : 

Die neuen Coupons Serie IX. Nr. 1 bis 8 über 
die Zinfen der Kurmärkiſchen Schuldverſchreibungen für 
die vier Jahre vom 1. November 1871 bis dayın 
1875 nebſt Talons werden vom 1. November d. J 
ab von der Kontrolle der Staatspapiere hierſelbſt, 
Oranienſtraße No. 93. unten rechts, Vormittags von 
9 bis 1 Uhr, mit Ausnahme der Sonn⸗ und Feſttage 
und der Ke ſſenreviſtonc tage, ausgereicht werden. 

Die Coupons können bei der Kontrolle ſelbſt in 
Empfang genommen oder durch die Negierungs⸗Haupt⸗ 
Yaflen r Lal werden. Wer das Erſtere wünſcht, hat 
die aten Talons mit einem Ve zeichniſſe, zu welchem 
Formulare bei der gedachten Kontrolle unentgeltlich 
zu haben ſind, bel der Leßteren perſönlich oder durch 
einen Beauftragten abzugeben. 

Genügt dem Einceicher elne numerirte Marke 
als Empfangsbeſcheinigung, ſo iſt das Verzeichniß nur 
einfach, dagegen von denen, welche eine Beſcheiniaung 
über die Abgabe der Talons zu erhalten wünſchen, 
doppelt vorzulegen. In letzterem Falle erhalten die 
Einreicher das eine Exemplar mit einer Empfangs be⸗ 
ſcheinigung verſehen ſofort zurück. Die Marke oder 
Empfangsb. ſcheinigung fit bei der Ausreichung der neuen 
Coupons zuzückzugeben. 

In Schriftwechſel we 
Rehenden Coupons⸗Aus reichung kann ſich 
weder die unterzeichnete Hauptverwaltung, 
noch die Kontrolle der Staatspapiere ein⸗ 
laſſen. 

Wer die Coupons durch eine der oben genannten 
Provinzial⸗Kaſſen beziehen will, hat derſelben die alten 
Talons mit einem doppelten Verzeichniſſe einzureichen. 
Das eine Verzeichniß wird mit einer Empfangs beſcheini⸗ 
gung ve ſehen ſogleich zurückg⸗geben und iſt bei Aus: 
bändigung der neuen Coupons wieder abzuliefern. 
Formulare zu dieſen ®: 

rovinzial Kaſſen und den von 
rungen in den Amtsblättern zu 
Kaſſen unentgeltlich zu haben. 
Des Einreich ens der S 


gen der in Rede 


den Köni lichen Negte: 


wenn die erwähnten Talons abhanden gekommen 


Marienwerber, ben 25. Oktober 


rzeichniſſen find bei den gedacht n erweitert 
bezeichnenden jonftigen 


10 chuldverſchreibungen ſelbſt 
darf es zur Erlangung der neuen Coupons nur 17 
ind, 
Ausgegeben in Marienwerder den 26. Oktober 


in dieſem Falle ſind die betreffenden Documente an 
die Kontrolle der Staatspapiere oder an eine der ge⸗ 
nannten Provinzial⸗Kaſſen mittelſt beſonderer Eingabe 


einzureichen. 
Berlin, den 14. Oktober 1871. 
Haupt⸗Verwaltung der Staatsſchulden. 
| v. Wedell. Löwe. Meinecke. 
2) Der Königlichen Regi rung theilen wir Behufs 

Ausführung des in dem Neichtgefegblatt Nr. 31 ver⸗ 

öffentlichten Geſetzes vom 27. Juni d. = 
„betreffend die Penſiontrung und Verſorgung 
der Milltärperſonen des Reichsheeres und ber 
Kaiſerlichen Ma ine, fomie die Bewilligungen 
für die Hinterbliebenen ſolcher Pirſonen“ 
m Abänderung und Ergänzung der Erlaſſe vom 14. 
September 1868 und 30. März 1867 zur Nachachtung 
und weiteren Veranlaſſung mit, was folgt: 

J. Bewilligungen für Wittwen: _ 
\ 1. Der Nachweis der Hülfsbedürfligkeit in An⸗ 
ſehung der Hinterbliebenen von Militärperſonen der 
Unterklaſſen, welche im Kriege geblleben, reſp. geſtorben 


ſind, iſt nicht erforderlich. 
In den Quittungen derſelben bedarf es daher 
des hierauf bezüglichen Vermerks künftig nicht mehr. 
Anträge auf Anweiſung der geſetzlichen Bewilli⸗ 
gung, welche wegen mangelnden Nachweiſes der Hülfs⸗ 
bedürftigkeit bisher haben zurückgewieſen werden muſſen, 
werden jetzt die entiprechenbe Berückſichtigung finden 
können, es ſind dieſelben daher der Abtheilung für 
das In validenweſen im Kriegs⸗Miniſterium vorzulegen. 
In Anſehung der Hinterbliebenen von Thel 
nehmern der ror dem Jahre 1870 geführten Kriege 
finden die vorftehenden Beſtimmungen gemäß § 112 
bes Geſetzes vom 27. Juni d. J keine Anwendung. 
2. Nach den bisherigen Veſtimmungen fand ein 
Anſpruch der Witlwen nur dann ſtatt, wenn der Tod 
ihrer Ehegatten, ſofern nicht Verwundung vor dem 
Feinde die Veranlafung deſſelben war, bis zum Tage 
zer Demobilmacung erfolgte. Gemäß § 94 des Ge⸗ 
ſetzes vom 27. Juni c. iſt dicſe Beſttemmung dahin 
worden, daß den Wittwen aller derjenigen 
Militä:perſonen der Feld⸗Armee ꝛc., welche im Laufe 
des Krieges erkrankt oder beſchädi zt fin’, der Anſpruch 
auf die geſetzliche Bewilligung zug⸗ſichert iſt, wenn der 
Tod ihres Ehegatten aus den beregten Urſachen vor 
Ablauf eines Jahres nach dem Friedensſchluſſe eintritt. 
Der Friede mit Frankreich iſt am 20, Mal 1871 


1871. 
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geſchloſſen, das dem Friedensſchluß folgende Jahr läuſt 
taher mit dem 20. Mai 1872 ab. 

Sollten Anträge Hinterblk ebener vos Thenneh⸗ 
mern des Krieges von 1870 — 71 auf Anwetſung der 
gesetzlichen Bewilligung bisher zurückgewieſen ſein, weil 
der Tod der betreffenden Militärperſonen erſt nach 
der Demobilmachung, bezw. Auflöſung der Kriegs⸗ 
Formation, oder nach der Entlaſſung aus dem Militär⸗ 
dienſt einge! reten iſt, fo können dieſe Anträge nunmehr 
die entſprechende nachträgliche Berückſichtigung finden. 
Dieſelben ſind daher der Abtheilung für das Invaliden⸗ 
weſen im Kriegsminiſterium vorzulegen; „bezüglich der 
Hinterbliebenen von Theilnehmern früherer Kriege 
bewendet es bei den bisherigen Beſtimmungen.“ 

3. Die bisherigen Beſtimmungen über die Zu⸗ 
gehörigkeit zur Feld: Armee ($ 45 des Gejegi3 vom 
27. Juni c. und § 5 des Geſetzes vom 9. Februar 
1867) ſind in der Hauptſache unverändert geblieben. 

Es bewendet daher auch fernerhin bei den bis⸗ 
berigen Vorſchriften, wonach in allen hierher gehörigen 
Fällen die Todesurſache als eine aus den Einwirkungen 
des Militärdienſtes entſtandene, nach den näheren Be⸗ 
ſtimmungen des § 5 des Geſetzes vom 9. Februar 1867 
jetzt des § 45 des Geſetzes vom 27. Juni c. nad: 
gewieſen ſein muß. Der diesfällige Nachweis iſt von 
den Königlichen Landraths⸗Aemtern bezw. Polizei 


heirathet haben, mit der dem entſprechenden Beſcheini⸗ 
gung, bei denen, welche ſich wieder verheirathet 
haben, mit der Beſcheinigung des Datums ber Wieder: 
verheirathung zu verſehen find. In den Fällen letzterer 
Art haben die Königlichen Regierungen den terminus 
ad quem der Zahlung nach dem Datum der Wieder⸗ 
verheirathung feſtzuſetzen. Die Zahlung der geſetzlichen 
Bewilligung findet in dergleichen Fällen vom Beginn 
des auf die Wiederverheirathung folgenden Monats 
ab für zwölf Monate ſtatt. 

. Die Inabgangſtellung der Wittwen, welche 
ſich wieder verheirathet haben, erfolgt erſt nach Ablauf 
der eben erwähnten 12 monatlichen Friſt. 

8. Alle Wittwen von Militärperſonen der Unter⸗ 
klaſſen aus dem Kriege 1870 — 71, denen Unterſtützun⸗ 
gen bisher nach dem Geſetz vom 9. Februar 1867 
bereits angewieſen worden ſind, haben Anſpruch auf 
die Nachzahlung der höheren Beträge nach dem Geſetz 
vom 27. Juni d. J. 

Demgemäß ſind vom 1. desjenigen Monats ab, 
welcher auf den Todestag ihres Ehegatten folgte ($ 99 
des Geſetzes) 

den Wittwen der Feldwebel pro Monat 20 
„ Unteroffiziere „ 22 ½ 
Gemeinen >> 


Sgr., 


2 71 1 ” 


71 1 75 La 


nach zuzahlen. 


Verwaltungen (paſſ. 3 des Erlaſſes vom 30. März Die Königlichen Regierungen haben dieſe Nach⸗ 
1867), denen die Vorbereitung und Einſendung der zahlungen nach den ihnen von der Abtheilung für das 
Anträge an die Königlichen Regierungen (bezw. dic Invalidenweſen im Kriegs⸗Miniſterlum zugegangenen 
Abtheilung für das Invalidenweſen im Kciegs⸗Miniſte⸗ Nachwetſungen zu veranlaſſen. Wo inzwiſchen eine 
rium) obliegt, durch Correſpondenz mit den Militär⸗ Verlegung des Wohnſitzes der betreffenden Wittwen 
Verwaltungs Behörden zu erbringen. ſtattigefunden hat, haben die Königlichen Regierungen 
4. — zu 8 97 des Gefeges vom 27. Juni c. ſich, ſoweit dies erforderlich, die entſprechenden Mit⸗ 
Werden Anträge auf Anweiſung der geſetzlichen Bewilli⸗ theilungen über den Termin, von welchem ab die Nach⸗ 
gungen für die Frauen vermißter Militärperſonen zahlang zu leiſten iſt, zu machen. 

geſtellt, fe muß von dem Truppentheil, reſp. der 9, Die im Auslande lebenden Wittwen haben 
Militär: Berwvaliungsbehörde eine Ecklärung darüber im Inlande Bevollmächtigte zu beſtellen, gegen deren 
gefordert werden, Quittung die Zahlung der geſetzlichen Competenz zu 


a. ſeit wann die betr: ffende Milttäcperfon vermißt 
wird, 
b. welche Schritte zu ihrer Ermittelung geſchehen 


und 

c. ob und welche Thatſachen für die Annahme 

des erfolgten Ablebens ſprechen. 

Sollten den heimathlichen Behörden Thatſachen 
bekannt fein, welche auf cin Latitiren des Vermißten 
ſchließen laſſen, ſo müſſen dieſelben zur Sprache ge⸗ 
bracht werden. 

5. Die Militär⸗Behörden ſind angewieſen, in 


erfolgen hat. Die Gültigkeit der Vollmacht zu prüfen, 
iſt Sache der zahlenden Kaſſe. Die Zahlung kann 
nur erfolgen, wenn der Bevollmächtigte in glaub⸗ 
würdiger Weiſe nachweiſt, daß die betreffende Wittwe 
ſich noch am Leben findet, und ſich nicht wieder ver⸗ 
heirathet hat. 

m Falle der Wiederverheirathung einer ſolchen 
Wittwe iſt eine Beſcheinigung über den Tag der ſtut⸗ 
gefundenen Eheſchließung beizubringen. 

10. Zu Geldſendungen in das Ausland oder 
Correſpondenzen mit den im Auslande lebenden Per⸗ 


den Fällen ad 3 und 4, ſowie überhaupt allen zur ſonen ſind die dieſſeitigen Kaſſen und Behörden nicht 
Begrundung der Anträge für Wittwen der gebliebenen verpflichtet. Es iſt Sache der betreffenden Perſonen, 
sc. Militärperſonen nothwendigen, an fie gelangenden durch ihre Bevollmächtigten ſich die entſprechenden 
Requiſitionen ungeſäumt Folge zu geben. Beträge und Verfügungen der Behörde übermitteln 
6. Die Beſtimmungen sub 5 und 6 des Erlaſſes zu laſſen, beziehungsweiſe durch dieſelben den Zahl⸗ 
vom 14. September 1866 werden dahin abgeändert, ſtellen alle diejenigen Vorlagen machen zu laſſen, welche 
daß die Quittungen der Wittwen über die ihnen nach für die Zahlbarmachung der geſetzlichen Bewilligung 
den gefeglihen Befimmungen angewieſenen Bet äge erforderlich find. 
bei denjenigen Wit wer, welche ſich nicht wieder ver⸗ 11. Die Beſlimmungen ad 9 und 10 finden 
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auch auf 
gebliebenen Militärperſonen Anwendung, 
auf den Bezug t b 
wie bisher nur bis zu dem Zeitpunkte ihrer Wieder⸗ 
verheirathung fortdauert. 1 

II. Bewilligungen für Ki 

12. Die Beſtimmungen sub I 
5., 9. und 10. finden eine 


nder. 


— 


die Wittweu der in den bisherigen Kriegen mit je 3 Thlr. monatlich zu zahlenden Beihilfe iſt 
deren Anſpruch bei nachgewieſener Berechtigung vom 1. desjenigen 
der geſetzlichen Competenz übrigens Monats ab zahlbar, welcher auf den den Anſpruch 


begründenden Todestag folgt. 
18. Der Anſpruch auf dieſe Beihilfe wird gemäß 
§ 96 alin. 2 des Geſetzes durch den Nachweis der 


1., 2., 3., 4., Hilfebedürftigkeit, ſowie dadurch bedingt, daß der Ver⸗ 
entſprechende Anwendung ſtorbene der „einzige“ Ernährer der hinterbliebenen 


auch auf die den Kindern der im Kriege gebliebenen Angehörigen war. 


Militär Perſonen der Unterklaſſen anzuweiſenden Be⸗ 
willigungen, bezw. auf den 
dieſe Bewilligung und deren 


Beſtimmungen sub 9 und 10 


Daß das letztere der Fall geweſen, kann nur 


Anſpruch derſelben auf dann angenommen werden, wenn der Hinterbliebene 
Zahlbarmachung. Die mit dem Verſtorbenen dieſelbe Feuerſtelle bewohnt und 
finden vorkommenden beit mangelndem eigenen Vermögen und eigener Er⸗ 


Falls allgemeine Anwendung auf alle Kinder, denen werbsfähigkeit, alles dasjenige, was zu ſeinem Unter⸗ 


nach dem bisherigen Gel 
ewähren ſind. 

. 915 Der nach 8 
der 1870—71 gebliebenen dc. 


etz Erziehungsbeihülfen zu halte erforderlich geweſen, von dem Verſtorbenen er⸗ 


halten hat; oder wenn er, ohne dieſelbe Feuerſtelle 


96 des Geſetzes den Kindern mit ihm zu bewohnen, unter gleicher Vorausſetzung 
Militärper onen der der Hülfsbedürftigkeit, in Geld oder Natural⸗Leiſtungen 


Unterklaſſen gegen die bisherige Unterſtützung anzu: feinen geſammten Unterhalt von dem Verſtorbenen 


nde Mehrbetrag a 
at u derſelben Weiſe nachzuzahlen, wie dies 
sub 8 für die Wittwen beſtimmt iſt. 

14. Für Doppel⸗Waiſen aus dem Kriege 
bis 71 und weiterhin it die höhere 
5 Thlr. monatlich in bisheriger Weile, 


iſt für jedes Kind mit 1 Thlr. bezogen hat. 


Das Vorhandenſein anderer nach den geſetzlichen 
Beſtimmungen allgemein zum Unterhalte der betreffenden 


1870 Hinterbliebenen verpflichteter Perſonen ſchließt die 
Bewilligung von Gewährung der Staatzbeihälfen nur dann aus, wenn 
unter Vorlegung dieſe Perſonen notoriſch bemittelt find und wenn ſie 


des Todtenſcheins der Mutter, wenn aber für das bei Lebzeiten des verſtorbenen Sohnes oder Enkels 
Kind nach den bisherigen geſetzlichen Beſtimmungen eine nähere, jedoch unerfüllt gelaſſene Verpflichtung 
bereits eine Ecziehungsbeihülfe angewieſen iſt, nur zur Uaterſtutzung der hinterbliebenen Eltern oder Groß⸗ 


unter Bezugnahme auf diejenige Liſte, mittelſt deren eltern 


die erſte Bewikigung erfolgt iſt, bei der Abtheilung 
für das Invalidenweſen im K 


hatten, als der Verſtorbene. 
In allen andern Fällen können die hinter bliebe⸗ 


eiegs⸗Miniſterium von nen hülfsbedürftigen Eltern und Großeltern die Ge⸗ 


den Königlichen Regierungen reſp. dem Königlichen währung der geſetzlichen Staatsbeihülfe beantragen, 


Polizei Präſtdium zu beantragen. 


ohne zuvor ihre Alimentirung von den ſonſt dazu ver⸗ 


Das Vorhandenſein einer Stiefmutter oder eines pflichteten Perſonen gefordert zu haben; nur wenn 


Stiefvaters ſchließt von der Berechtigung zum Empfang 
des für Doppelwaiſen nor mirten Betrages nicht aus. 

15. Die Zahlung der geſetzlichen Bewilligung 
für Doppelwaiſen hat ſtets an die vormundſchaftliche 
Behörde zu erfolger. 

16. Die Bestimmung ad 10 e. und 11 des 
Erlaſſes vom 30. Marz 1867 wird dahin geändert, 
daß in allen Fällen, in denen Kinder der im Kriege 
von 1870—71 und weiterhin gebliebenen ꝛc. Militar⸗ 
Perſonen der Unterklaſſen in dem Militär⸗Walſenhauſe 
zu Pott dam, in dem Militär⸗Mädchen⸗Waiſenhauſe zu 
Pretzſch oder auf Koſten des Potsdamſchen großen 
Militär Waiſenhauſes in einer andern Erz ehun s⸗ 
Anhalt Anfnahm: ge unden haben, die Taansferirung 
der betreffenden Bew ligung auf die Militärpenſtons⸗ 
kaſſe in Berlin ſtattzufinden hat; von letzterer wird 
die Sabung der bezuͤglichen Beträge an die Königliche 
Hauptkaſſe des Potsdam chen großen Militär⸗Waiſen⸗ 
hauſes in Berlin v ranlaßt werden. 

Bewilligung für Eltern und 
b Großeltern. 

17. Die dem Vater oder Großvater, der Mutter 
oder Großmutter einer im Kriege von 1870—71 und 
weiterhin gebliebenen ꝛc. Militärperſon der Unterklaſſen 


Letztere ihrer Unterſtützungspflicht freiwillig und in dem 
Maße genügen, daß dadurch die Hülfsbedürftigkeit der 
Unterſtützten in Wegfall kommt, kann dies auf die Ge⸗ 
währung der Staatsbeihülfe von Einfluß ſein. 

19. Die Zahlung der geſetzlichen Bewilligung 
an die Wittwen und Kinder der im Kriege Gebliebe⸗ 
nen ꝛc. ſchließt die Zahlung der Beihülfen an die El⸗ 
tern oder Großeltern derſelben bei ſonſtig m Vor⸗ 
handenſein der sub 18. gegebenen Vorausſetzungen 
nicht aus. 

29. Die Anträge auf Bwillungen für E tern 
oder Großeltern ſind der Abtheilung für das Inva⸗ 
liden⸗Weſen im Kriegs⸗Miniſterium in derſelben Form 
vorzulegen, wie jo che für die Anträge auf Bewilligung 
der Wittwen Unterſtützungen nach Vorſchrift des Etlaſ⸗ 
ſes vom 30. März 1867 üblich geweſen. — Ueber die 
Bedürftigkeit, ſowie daruber, daß der Verſtorbene der 
einzige Ernährer des Vaters pp. geweſen, iſt, unter 
Beachtung der sub 18. enthallenen Beſtimmungen, eine 
b ſondere Beſcheinigung der Königlichen Landcaths⸗ 
Aemter dc. beziezungsweiſe Pol ipei⸗Verwaltungen bei⸗ 
zubringen. 


| 21. Die Quittungen über die in allen hierher 


gehörigen Fällen gezahlten Beihülfen find, wie für die 


Willwen aus den bisherigen Kriegen vorgeſchrie den. 3) 


mit dem entſprechenden Vermerk über die Fortoauer 
der Hülfsbedürfligkeit zu verſehen. 
Berlin, den 18. October 1871. 
Der Kciegs⸗ und Marine⸗Miniſter. 
(gez.) Graf v. Roon, 

Der Miniſter des Innern. Der Finanz ⸗Miniſter. 
(gez.) Graf Eulenburg. (gez.) Camphausen. 
An fämmiliche Königliche Regierungen reſp. die Kö⸗ 

nigliche Finanz Direction in Hannover und an das 
Königliche Polizei⸗Präſidium zu Berlin, 
3) Nach einer von dem Königlich Sächſiſchen Finanz 
Miniſterium unter dem 30. Ar guſt d. J. erlaſſenen 
Verordnung bleibt der Umtauſch der älteren, nach den 


Beftimmurgen des Geſetzes vom 6. September 1855 


kreirten Königlich Sächſiſchen Kaſſenbillets, für deren 
Umtauſch gegen neue Kaſſenbillets der Krearion vom 
Jahre 1867 durch die Verordnung vom 12 Juli 1870 


bereits eine mit dem 31. Auguſt gegenwärtig n Jah: | 


res abgelaufene Friſt nachgelaſſen worden if, nach Ab 
lauf jener Friſt lediglich noch bis mit dem 30. De⸗ 
zember 1871 bei der Finanz Haupikaſſe zu Dresden 
und der Lotte ie-Darl huskaſſe zu Le pziz geſtattet, fo 
daß von dieſem Zeitpunkte ab alle bis dahın nicht um 
gelauſchten derartigen Kaffenbil:t3 als gänzlich werth 
les zu betrachten ſind, und weder eine nachträgliche 
Umtauſchung derſelben, noch die Berufung auf die 
Rechtswohlthat der Wiedereinſetzung im den vorigen 
Stand dagegen ſtaltfinden kann. 
Oe lin, den 12. Okteber 1871. 


Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentl. Arbeiten. | 


Itzenplitz. 
Der Finanz⸗Miniſter. 
Camphausen. 
Verordnung. 
betreffend die Bücher⸗Beſtellzettel. 
Auf Grund des § 57 des Geſetzes über das Poſt⸗ 
weſen vom 2. November 1867 wird Folgendes beſtimmt: 
Der Abſatz XI. des § 14 des Reglements vom 


4) 


11. Dezember 1867 zu dem Geſetze über das Poſtweſen, 
7 


welcher lautet: 
Den Correcturbogen können Aenderungen und Zu 
ſätze, welche die Correctur, die Ausſtattung und den 
Druck betreffen, hinzugefügt, auch kann denſelben 
das Manuſcript beigelegt werden. Die bei Correc⸗ 
turbogen erlaubten Zuſätze können in Ermangelung 
des Raumes auch auf beſonderen, den Correctur⸗ 
bogen beigefügten Zetteln angebracht ſein. 
erhält den Zuſatz: 
In den Bücher⸗Beſtellzetteln nach der von der 
Poſtverwaltung vorgeſchriebenen Form kann 
die Bezeichnung der beſtellten Bücher, Zeit: 
ſchriften, Bilder und Muſikalien bandſchriftlich 
erfolgen. Berlin, den 14. Octbr. 1871. 
Der Reichskanzler. In Vertr.: Delbrück. 
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Bekanntmachung. 

Die Poſtfreimarken betreffend. 

| Der Verkauf der neuen zum 1, Januar 1872 
in Gültigkeit tretenden Poſtfreimarken wird bei den 
Poſtanſtalten in Elſaß⸗Lothringen und im Großherzog⸗ 
thum Baden in den letzten Tagen des Monats De⸗ 
zember d. J., bei allen übrigen Deutschen Reichs⸗Poſt⸗ 
anſtalten ſchon Mitte Dezember d. J. beginnen. Die 
am 1. Januar 1872 in den Händen des Publikums 
verbleibenden Freimarken, Franco-Couverts und ge: 
ſtempelten Streifbänder der bisherigen Art können bis 
einſchließlich 15. Februar 1872 bei den Poſt⸗Annahme⸗ 
ſtellen gegen neue Poſtwerthzeichen gleichen Werths um⸗ 
getauſcht werden. 

Der Umtauſch findet je nach der Münzwährung 
der zurückliefernden Marken nur bei den Poſtanſtalten 
desjenigen Münzgebiets ſtatt, in welchem die Ausgabe 
der Marken erfolgt iſt. 

Vom 16. Februar 1872 ab werden die bisheri⸗ 
gen Poſtwerthzeichen zum Umtauſch nicht mehr ange⸗ 
nommen und verlieren ihren Werth. Es empfiehlt 
ſich, ſchon jetzt beim Ankauf von Marken der bisherigen 
Art den Bedarf thunlichſt nicht über den 31. Dezember 
hinaus zu bemeſſen. 

Berlin, den 16. Octbr. 1871. 

Kaiſerliches General⸗Poſtamt. 
Stephan. 
Bekanntmachung. 
Poſtverſendungsdienſt für die Occupations⸗Armee 
in Frankreich. 

Feldpoſt⸗Privatpäckereien für die 2.1. Infanterie⸗ 
Diviſion müſſen bis auf Weiteres von der Poſtbeför⸗ 
derung ausgeſchloſſen bleiben. 

Die Annahme von Feldpoſt⸗Privatpäckereien iſt 
mit Rückſicht hierauf gegenwärtig nur für nachbezeich⸗ 
nete Truppenkorper ſtatthaft: 
für das 15. Armee⸗Corps, ſowie für die 1., 
| 6. und 19. Infanterie⸗Diviſion. 

Berlin, den 17. October 1871. 
Kaiſerliches General⸗Poſtamt. Stephan. 
Bekanntmachung. 

Briefverkehr mit Rußland. 
Bei Briefen nach Rußland iſt es zur Sicherung 
der richtigen Spedition von Wichtigkeit, daß, wenn auf 
denſelben der Beſtimmungsort in Ruſſiſcher Schrift aus⸗ 
gedrückt wird, die betreffende Angabe außerdem in 
Deutſcher, Franzöfticher oder Engliſcher Schreibweiſe 
erfolge, weil die Ruſſiſchen Schriftzüge den Poſtanſtalten 
nicht überall hinlänglich bekannt ſind. Auch muß bei 
Briefen nach weniger bekannten Orten Rußlands die 
Lage des Beſtimmungsorts durch zuſätzliche Angabe des 
Gouvernements pp. außer N geſtellt werden. 

Berlin, den 17. October 1871. 
zkaiſerliches General-Poſtamt. 

Stephan. 
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